
Das katastrophale Scheitern der Nato in Afghanistan und 
damit der Politik von 20 Jahren Interventionskriegen 
könnte nicht dramatischer sein. Nicht nur, daß der Krieg 
verloren wurde, es ist paradigmatisch für das ganze Spek-
trum von Fehlannahmen des liberalen Systems des We-
stens. Es ist daher zu begrüßen, wenn Präsident Biden 
verkündet, der Abzug aus Afghanistan bedeute das Ende 
der ganzen Ära des Einsatzes amerikanischer Militärmacht 
mit dem Zweck der „Neugestaltung“ anderer Länder. Aber 
wenn diese Umorientierung nur bedeutet, sich nicht länger 
mit den „endlosen Kriegen“ in Nebenplätzen aufzuhalten, 
um alle Kräfte auf die „neuen Herausforderungen“, nämlich 
die Konfrontation mit Rußland und China konzentrieren zu 
können, dann wäre die Lektion aus diesem beschämenden 
Desaster nicht gelernt und der Weg in eine noch viel end-
gültigere Katastrophe beschritten. Aber noch ist die Wunde 
frisch, noch hat der Schock der Niederlage die ganze west-
liche Welt aufgerüttelt, und die Chance für eine völlig neue 
Herangehensweise existiert.

Ein Projekt der Brown University zur Erhebung der Kosten 
für die US-Kriege seit dem 11. September 2001, der sich 
jetzt zum 20. Mal jährt, hat berechnet, daß die Gesamtko-
sten für die Militäroperationen in Afghanistan, Irak, Syrien, 
Jemen, Somalia, Pakistan etc. 8 Billionen Dollar betragen 
und daß mindestens eine Million Menschen das Leben 
verloren haben. Davon waren 2,3 Billionen Dollar für den 
Afghanistan-Krieg, 2,1 Billionen für die Kriegszone Irak/
Syrien, 355 Milliarden für Militäroperationen in Libyen, So-
malia etc., 1,1 Billionen für Programme der Homeland Se-
curity und 2,2 Billionen für die anstehende Versorgung der 
US-Veteranen, die in diesen Kriegen zum Einsatz kamen, 
von denen eine große Zahl an physischen und psychischen 
Folgeerkrankungen leiden. Mindestens 15.000 US-Soldaten 
und etwa ebenso viele internationale Nato-Truppen wurden 
getötet. Rund 70 Millionen Menschen sind Flüchtlinge die-
ser Kriege. Hunderttausende Soldaten waren im Einsatz, 
eine unbekannte Anzahl von Zivilisten kam ums Leben, 
ein Großteil der Truppen war wesentlich damit beschäftigt, 

sich selber in einer feindlichen Umgebung zu schützen, von 
deren Menschen und ihrer Kultur sie am Anfang dieser 20 
Jahre ebenso wenig Ahnung hatten wie an deren Ende, wie 
allerspätestens aus den 2019 veröffentlichten Afghanistan 
Papers selbst für die Öffentlichkeit bekannt war.

Die humanitäre Situation in Afghanistan ist entsetzlich. 
Wie der Direktor des Welternährungsprogramms (WFP) Da-
vid Beasley, der Afghanistan in der letzten Augustwoche be-
suchte, bekanntgab, hungern 18 Millionen Afghanen – mehr 
als die Hälfte der Bevölkerung –, und vier Millionen droht 
im kommenden Winter ohne massive Hilfe der Hungertod. 
Die WHO befürchtet angesichts eines kaum vorhandenen 
Gesundheitssystems in der Covid-Pandemie und bisher nur 
etwa einer Million geimpfter Menschen eine medizinische 
Katastrophe. Können sich die Menschen im Westen auch 
nur annähernd vorstellen, welche Leiden die afghanische 
Bevölkerung in den vergangenen 40 Jahren Krieg bis zum 
heutigen Zeitpunkt durchmachen mußte und immer noch 
muß?

Angesichts dieser das Vorstellungsvermögen beinahe 
übersteigenden Tragödie ist es geradezu absurd und be-
wußt irreführend, daß im Kontext der „endlosen Kriege“ 
immer noch von „Nation Building“ gesprochen wird. Was 
wurde in Afghanistan aufgebaut, wenn die Hälfte der Bevöl-
kerung hungert? Hätten die USA und die anderen Nato-Mit-
glieder auch nur 5 Prozent ihrer Militärausgaben in den 
wirklichen wirtschaftlichen Aufbau Afghanistans investiert, 
wäre es nie zu diesem horrenden Debakel gekommen.

Bisher ist nicht erkennbar, daß in den USA oder Euro-
pa ein wirkliches Umdenken stattfindet. Denn dies würde 
nicht nur bedeuten, daß man gewillt ist, „mit den Taliban 
zu reden“, sondern daß man die gesamte Prämisse der Po-
litik der letzten 20 Jahre korrigiert. Wenn Biden es ernst 
damit meint, daß die ganze Ära der Interventionskriege be-
endet werden soll, dann müssen die US-Truppen endlich 
der Abstimmung des irakischen Parlaments nachkommen, 
das bereits im Januar 2020 deren Abzug verlangt hat. Dann 
müssen umgehend die mörderischen Caesar-Act-Sankti-
onen der USA gegen Syrien beendet werden, die bis heute 
dazu beitragen, über 90 Prozent der Bevölkerung in einen 
Lebensstandard unterhalb der Armutsgrenze zu knebeln, 
und es müßten überhaupt Sanktionen gegen alle Länder zu 
Zeiten der Pandemie beendet werden, die kein UN-Mandat 
haben, weil sie nur die ärmsten Teile der Bevölkerung tref-
fen und oftmals umbringen.

Was die USA und die europäischen Nationen jetzt 
tun müssen, wenn sie je wieder Glaubwürdigkeit über 
„Werte“ und „Menschenrechte“ erlangen wollen, dann 
müssen sie der sich gerade bildenden afghanischen Re-
gierung wirkliche Hilfe anbieten, indem sie z. B. ein 
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modernes Gesundheitssystem aufbauen. Eines der Din-
ge, die jetzt dringend gebraucht werden, ist ein ganzes 
System von modern ausgestatteten Krankenhäusern, in 
Verbindung mit einem System für die Ausbildung von 
Ärzten, medizinischem Fachpersonal und einem Trai-
ningsprogramm für junge Menschen, die helfen kön-
nen, auch in allen ländlichen Gebieten die Bevölkerung 
mit den in einer Pandemie nötigen Hygienemaßnahmen 
vertraut zu machen. Ein solches System könnte mit der 
Hilfe von Partnerschaften mit medizinischen Zentren in 
den USA und Europa verbunden werden, wie es punk-
tuell bereits mit anderen Ländern des Entwicklungs-
sektors existiert.

Angesichts der Hungersnot wäre neben der Luftbrücke, 
die David Beasley vom WFP von Pakistan aus einrichtet 
und die Nahrungsmittel nach Afghanistan bringen kann, 
ein umfassendes Angebot für die Unterstützung der Land-
wirtschaft dringend. Wenn verhindert werden soll, daß die 
Bauern aus reiner Not auf den Anbau von Mohnpflanzen 
für die Produktion von Opium zurückgreifen, dann muß die 
Entwicklung einer in den generellen wirtschaftlichen Auf-
bau integrierten Landwirtschaft unterstützt werden. Der 
ehemalige UN-Drogenbeaufragte Pino Arlacchi hat mit dem 
im Jahr 2000 abgeschlossenen Abkommen mit den Tali-
ban demonstriert, daß die Abschaffung des Drogenanbaus 
möglich ist und den religiösen Überzeugungen der Taliban 
entgegen kommt.

Vorausgesetzt, daß die Souveränität Afghanistans und 
der neuen Regierung absolut respektiert wird und auch ga-
rantiert wird, daß eine solche Hilfe beim Aufbau der Land-
wirtschaft nicht mit einer politischen Agenda vermischt 
wird, könnten verschiedene Pilotprojekte nach dem Modell 
von Jawaharlal Nehrus Grüner Revolution mit den Regi-
onen begonnen werden, die dazu bereit sind. Es gibt in den 
USA und Europa engagierte junge und ältere Landwirte, die 
gerne bereit wären, in einer solchen Friedensmission dazu 
beizutragen, daß die landwirtschaftliche Produktion in Afg-
hanistan so verbessert wird, daß die Hungersnot dauerhaft 
beseitigt werden kann. Angesichts der wiederholten Dürren 
müßten solche Programme natürlich einhergehen mit Be-
wässerungsprogrammen und einem generellen Wasserma-
nagement.

Es muß in erster Linie darum gehen, der afghanischen 
Bevölkerung in einer gigantischen Notlage zu helfen, die 
sie nicht selbst verursacht hat, und dies ist nur möglich, 
wenn eine Vertrauensbasis mit der neuen Regierung herge-
stellt wird, ungeachtet aller ideologischen Vorbehalte. Das 
Komitee für die Koinzidenz der Gegensätze schlägt deshalb 
vor, daß die USA und die europäischen Regierungen für 
die Koordinierung eines solchen Hilfsprogramms die Per-
son vorschlagen, die in der Vergangenheit bewiesen hat, 
daß eine solche Politik Erfolg haben kann – nämlich Pino 
Arlacchi. Er wäre der Garant dafür, daß die Souveräni-
tät Afghanistans respektiert und absolut nicht versucht 
würde, den westlichen Standard aufzuzwingen, da er auch 

schon in der Vergangenheit das Vertrauen der Taliban ge-
wonnen hat.

Eine solche Neudefinition der Politik gegenüber Afgha-
nistan bedeutet natürlich ebenso eine völlige Abkehr vom 
Denken in geopolitischen Kategorien, eine Absage an die 
Vorstellung von Politik als Nullsummenspiel, bei dem der 
Aufstieg Chinas und Asiens automatisch als Abstieg des 
Westens aufgefaßt wird. Der neue Regierungschef, Abdul 
Ghani Baradar, hat mit seinem Besuch beim chinesischen 
Außenminister Wang Yi signalisiert, daß seine Regierung 
auf die Zusammenarbeit mit China und die Integration Af-
ghanistans in die Neue Seidenstraße setzt. Der russische 
Botschafter in Afghanistan, Zamir Kabulow, hat eine inter-
nationale Konferenz für den wirtschaftlichen Aufbau des 
Landes vorgeschlagen, bei der diskutiert werden soll, wel-
che Projekte absolute Priorität haben müssen, um die Not-
lage zu überwinden.

Wenn der Westen irgendetwas aus der Jahrtausend-Nie-
derlage in Afghanistan gelernt hat, dann muß er unvorein-
genommen mit Rußland, China und den Nachbarländern 
in Zentralasien, Pakistan, dem Iran und Indien nicht nur 
beim Aufbau Afghanistans, sondern auch ganz Südwesta-
siens zusammenarbeiten. Nicht der Slogan „die endlosen 
Kriege beenden“ ist idiotisch, wie Tony Blair sich ereifer-
te, sondern die von ihm vorgeschlagene Politik der koloni-
alen Interventionskriege. Sie war nicht nur schwachsinnig, 
sondern kriminell und mörderisch und hat das Leben von 
Millionen Menschen zerstört oder sie in unsägliches Leid 
gestürzt, und ihre Architekten müßten zur Rechenschaft 
gezogen werden.

Wenn aber der Zyklus von Gewalt und Revanche über-
wunden werden soll, dann muß eine neue Politik auf die 
Tagesordnung: Der neue Name für Frieden heißt Entwick-
lung, wie Papst Paul VI. sagte. Afghanistan ist der Ort, an 
dem die USA und China eine Form der Zusammenarbeit 
beginnen können, die einen Babyschritt in die Richtung 
einer strategischen Kooperation darstellen kann, bei der 
die gemeinsamen Ziele der Menschheit im Vordergrund 
stehen, und deren Verwirklichung letztlich die einzige Wei-
se darstellt, wie das Ende der Menschheit in einem nukle-
aren Armageddon verhindert werden kann.

Annegret Kramp-Karrenbauer scheint jedenfalls nichts 
aus der „schweren Niederlage“ gelernt zu haben, wenn al-
les, was ihr dazu einfällt, die Forderung nach „mehr mili-
tärischer Eigenständigkeit der EU“ ist. Der „Mangel an ei-
genen Fähigkeiten“, von dem sie spricht, bezieht sich nicht 
nur auf den nicht geleisteten europäischen Widerstand ge-
gen den von den USA betriebenen Abzug aus Afghanistan.

Wenn der selbstinduzierte Abstieg des Westens beendet 
werden soll, brauchen wir eine ehrliche Analyse, warum 
das neokoloniale liberale Gesellschaftsmodell gescheitert 
ist, und wir brauchen vor allem eine Renaissance unserer 
humanistischen und klassischen Kultur. Unsere Haltung 
bezüglich des Aufbaus in Afghanistan ist der Testfall, ob wir 
dazu in der Lage sind.
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